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21. Juni 2011

Entwurf einer Entschließung zur Unterstützung einer Finanztransaktionssteuer

Vom Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten und Verteidigung 

verabschiedete Vorlage

A.
Angesichts der dramatischen Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanzkrise auf die Entwicklung der Entwicklungsländer;

B.
angesichts der Entschließung des Senats vom 2. Dezember 2000 bezüglich der Einführung von Maßnahmen zur Verringerung destabilisierender Kapitalbewegungen und zur Bereitstellung von Mitteln für Entwicklungsprojekte (Senats-Dok. Nr. 2-574/4);

C.
unter Bezugnahme auf das Gesetz vom 19. November 2004 zur Einführung einer Steuer auf Geschäfte zum Umtausch von Devisen, Banknoten und Hartgeld;

D.
angesichts der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8.3.2011 über innovative Finanzierung auf globaler und europäischer Ebene;

E.
unter Bezugnahme auf die „1000 Ökonomen“ aus 53 verschiedenen Ländern, die an die Finanzminister der G20 einen Brief mit der Forderung geschickt haben, im Rahmen des Kampfs gegen die Armut und den Klimawandel eine Finanztransaktionssteuer einzuführen;

F. 
eingedenk der Tatsache, dass unser Land sowie etwa 60 weitere Länder Mitglied einer Pilotgruppe ist, die sich für eine innovative Finanzierung zusätzlich zur Entwicklungshilfe engagiert;

G.
unter Bezugnahme auf die Erklärungen von Premierminister Yves Leterme im September 2010 beim Millenniumsgipfel bei den Vereinten Nationen in New York, wo er sich für die Einführung einer Finanztransaktionssteuer im Rahmen des Kampfs gegen die Armut eingesetzt hat;

H.
in der Erwägung, dass die Finanztransaktionssteuer ein Thema ist, das der Finanzminister während der belgischen ECOFIN-Präsidentschaft und vor dem Europäischen Parlament, vor dem Entwicklungsausschuss der Weltbank und dem IWF vertreten hat;

I.
angesichts des weltweiten Aktionstages für eine Finanztransaktionssteuer am 20. Juni 2011 vor dem europäischen Gipfel der Staats- und Regierungschefs am 23. und 24. Juni 2011;

der Sénat

1.
erklärt seine Zustimmung zur Einführung einer Steuer auf Finanztransaktionen wie Währungsgeschäfte und Verkäufe von Aktien, Obligationen und Derivaten mit dem Ziel der Erhebung bedeutender zusätzlicher Mittel für den Kampf gegen die Armut und den Klimawandel, die Bewältigung der globalen Herausforderungen im Zusammenhang mit der Gesundheit, für den Erhalt der Arbeitsplätze und der öffentlichen Dienstleistungen und die Verbesserung des Stabilität des globalen Finanzsystems;

2.
unterstützt die Einführung einer Finanztransaktionssteuer auf europäischer Ebene (bzw. in der Eurozone), ohne die Einführung an die Bedingung einer weltweiten Einführung zu knüpfen, damit die Europäische Union eine Vorreiterrolle bei der Regulierung des Finanzsektors übernimmt;

3.
vertritt die Auffassung, dass es angesichts der Verantwortung des Finanzsektors für die Krise, die die Bürger sowohl in den Industriestaaten als auch in den Entwicklungsländern hart getroffen hat, höchste Zeit ist, dass der Sektor einen erheblich größeren Beitrag zur Steigerung und zum Erhalt der Lebensqualität aller Menschen leistet;

4.
fordert die Regierungen Europas und der übrigen Welt auf, alles Erforderliche für die rasche Einführung einer Finanztransaktionssteuer zu tun, die eine absolute Notwendigkeit darstellt und vollkommen umsetzbar ist. Länder wie Frankreich und Deutschland haben bereits Initiativen auf den Weg gebracht. Nun muss eine Gruppe von Ländern der Eurozone oder der Europäischen Union ein Beispiel geben und Fortschritte erzielen.
